
1. Änderungsordnung zur Prüfungsordnung für den weiterbildenden  

Masterstudiengang Accounting and Auditing  

der Fakultät für Wirtschaftswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum sowie 

der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-

Universität Münster 

 

vom 03. Mai 2021 

vom 29. Oktober 2021 

 

Aufgrund der §§ 2 Abs. 4, 64 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 

Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV.NRW. 

S. 310), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des 

Kunsthochschulgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften im Hochschulbereich 

vom 25. März 2021 (GV.NRW. S. 331), haben die Ruhr-Universität Bochum sowie die 

Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Ordnung erlassen: 

 

 

Artikel I: 

Die „Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Accounting and 

Auditing der Fakultät für Wirtschaftswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum sowie 

der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität 

Münster“ wird wie folgt geändert: 

 

 

1. § 14 erhält folgende Fassung: 

 

 

„§ 14 

Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die in dem gleichen oder anderen nach § 8a 

WPO anerkannten Studiengängen an der Ruhr-Universität Bochum, der 

Westfälischen-Wilhelms-Universität Münster oder anderen Hochschulen im 

Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wurden, werden auf Antrag 

anerkannt, sofern hinsichtlich der zu erwerbenden Kompetenzen keine 

wesentlichen Unterschiede vorliegen; eine Prüfung der Gleichwertigkeit findet 

nicht statt. Dasselbe gilt für Studien- und Prüfungsleistungen, die im gleichen 

oder anderen, nicht nach § 8a WPO anerkannten Studiengängen im 

Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht worden sind, sofern es sich nicht 

um solche aus den in § 6 Absatz 3 Nummer a) und b) genannten Prüfungsgebieten 
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„Angewandte Betriebswirtschaftslehre, Volkswirtschaftslehre“ und 

„Wirtschaftsrecht“ handelt; diese können nur anerkannt werden, wenn sie in 

nach § 8a WPO anerkannten Studiengängen erbracht wurden. 

(2) Für die Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen, die in staatlich 

anerkannten Fernstudien, in vom Land Nordrhein-Westfalen mit den anderen 

Ländern oder dem Bund entwickelten Fernstudieneinheiten, an staatlichen oder 

staatlich anerkannten Berufsakademien, in Studiengängen an ausländischen 

staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen oder in einem 

weiterbildenden Studium gemäß § 62 HG erbracht worden sind, gilt Absatz 1 

entsprechend. 

(3) Maßstab für die Feststellung, ob wesentliche Unterschiede bestehen oder nicht 

bestehen, ist ein Vergleich von Inhalt, Umfang und Anforderungen, wie sie für die 

erbrachte Leistung vorausgesetzt worden sind, mit jenen, die für die Leistung 

gelten, auf die anerkannt werden soll. Dabei ist kein schematischer Vergleich, 

sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. Für 

Studien- und Prüfungsleistungen, die an ausländischen Hochschulen erbracht 

worden sind, sind die von der Kultusministerkonferenz und der 

Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. 
4Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Vergleichbarkeit die Zentralstelle für 

ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

(4) Auf Antrag können auf andere Weise als durch ein Studium erworbene Kenntnisse 

und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter Unterlagen zu einem Umfang 

von bis zu der Hälfte der zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen 

anerkannt werden, sofern es sich nicht um solche aus den in § 6 Absatz 3 Nummer 

a) und b) genannten Prüfungsgebieten „Angewandte Betriebswirtschaftslehre, 

Volkswirtschaftslehre“ und „Wirtschaftsrecht“  handelt und diese den Studien- 

bzw. Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau 

gleichwertig sind.  

(5) Zuständig für Anerkennungsentscheidungen ist der Prüfungsausschuss. Vor 

Feststellungen über die Vergleichbarkeit bzw. das Vorliegen wesentlicher 

Unterschiede  sind die zuständigen Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu hören. 

(6) Werden Leistungen auf Prüfungsleistungen anerkannt, sind ggfs. die Noten – 

soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die 

Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren 

Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. Die Anrechnung 

wird im Masterzeugnis gekennzeichnet. Führt die Anerkennung von Leistungen, 

die unter unvergleichbaren Notensystemen erbracht worden sind, dazu, dass 

eine Modulnote nicht gebildet werden kann, so wird dieses Modul nicht in die 

Berechnung der Gesamtnote mit einbezogen. 

(7) Die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden 

einzureichen. Die Unterlagen müssen Aussagen zu den Kenntnissen und 

Qualifikationen enthalten, die jeweils anerkannt werden sollen. Bei einer 

Anrechnung von Leistungen aus Studiengängen sind in der Regel die 
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entsprechende Prüfungsordnung samt Modulbeschreibungen sowie das 

individuelle Transcript of Records oder ein vergleichbares Dokument vorzulegen. 

(8) Die Entscheidung über Anerkennungen ist der/dem Studierenden spätestens vier 

Wochen nach Stellung des Antrags und Einreichung aller erforderlichen 

Unterlagen mitzuteilen. Im Fall der Ablehnung erhält die/der Studierende einen 

begründeten Bescheid.“ 
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Artikel II: 

Diese 1. Änderungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 

Bekanntmachungen der Ruhr-Universität Bochum sowie der Westfälischen Wilhelms-

Universität Münster in Kraft und gilt für alle Studierenden des weiterbildenden 

Masterstudiengang Accounting and Auditing. 

 

 

Angefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrats der Fakultät für 

Wirtschaftswissenschaft der Ruhr-Universität Bochum am 9. Juni 2021, des Beschlusses 

des Fachbereichsrats der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen 

Wilhelms-Universität Münster am 2. Juni 2021. Die vorstehende Ordnung wird hiermit 

verkündet.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 12 Abs. 5 des Gesetzes über die Hochschulen 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG NRW) eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften des Ordnungs- oder des sonstigen autonomen Rechts 

der Hochschule nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 

geltend gemacht werden kann, es sei denn 

1. die Ordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 

2. das Rektorat hat den Beschluss des die Ordnung beschließenden Gremiums 

vorher beanstandet 

3. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hochschule vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt, oder 

4. bei der öffentlichen Bekanntmachung der Ordnung ist auf die Rechtsfolge des 

Rügeausschlusses nicht hingewiesen worden. 

 

 

Münster, den  29. Oktober 2021       Der Rektor 

 

        Prof. Dr. Johannes W e s s e l s 

 

 

3996




